




Zeitenwende in der  
internationalen Politik?
Nele Noesselt
Am 18. und 19. Juni 2012 fand im mexikanischen Los Cabos der siebente G20-Gipfel statt. 
Im Zentrum der Diskussionen standen die internationale Finanzkrise, die Lage der EU 
und die Entwicklung der Weltwirtschaft. 
Analyse
Die internationale Finanzkrise verdeutlicht die gewachsenen Interdependenzen und 
transnationalen Verflechtungen innerhalb des internationalen Systems. Die westliche 
Staatengemeinschaft und die sogenannten Regionalmächte, insbesondere die Gruppe 
der BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika), müssen gemeinsam 
an der Lösung globaler Fragen arbeiten.
   Die Finanzkrise hat eine Debatte zur Neuregulation der internationalen Institutionen 
angestoßen. Dadurch eröffnet sich ein Window of Opportunity für „neue“ Akteure, ihre 
eigenen normativen Grundprinzipien und Forderungen in die Debatte einzubringen. 
  Vor diesem Hintergrund finden Spekulationen über die Neuausrichtung der glo-
balen Machtstrukturen statt – verglichen mit dem Jahr 1989, als vom „Ende der 
Geschichte“ die Rede war, allerdings unter umgekehrtem Vorzeichen: Das westlich-
liberale System fungiert nicht länger als alleiniges Vorbild.
  Die Diskussion über den Übergang zu einer neuen, bipolaren Machtstruktur des 
internationalen Systems (G2: China, USA) illustriert, dass der VR China eine Schlüs-
selrolle für die zukünftige Ausgestaltung der Weltpolitik zugeschrieben wird.
  Die VR China lehnt jedoch bipolare Szenarien, die möglicherweise auf einen neuen 
Systemkonflikt hinauslaufen könnten, ab. Stattdessen plädiert sie für multipolare 
Strukturen und positioniert sich als Anwältin der Gruppe der Entwicklungsländer. 
  Es ist zu erwarten, dass eine Umverteilung von Stimm- und Mitspracherechten in 
internationalen Organisationen zugunsten der aufsteigenden Staaten erfolgt; dies 
impliziert jedoch noch keine unmittelbare Substitution der bestehenden internatio-
nalen Institutionenordnung.
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Globales Krisenmanagement?
Auf der Agenda des G20-Gipfels, der am 18. und 
19. Juni 2012 in Los Cabos (Mexiko) stattfand, stan-
den die Regulierung der globalen Finanz- und Roh-
stoffmärkte, aber auch der Abbau von protektionis-
tischen Handelsbeschränkungen, von denen ins-
besondere die Entwicklungsländer betroffen sind. 
Weltpolitische Themen, wie die Lage in Syrien, 
wurden nur am Rande in bilateralen Gesprächen 
behandelt. Im Mittelpunkt stand die internationa-
le Banken- und Finanzkrise, mit Blickrichtung ins-
besondere auf die Eurozone.
Am Ende der zweitägigen Verhandlungen wur-
de die Aufstockung der Krisenmittel des IWF ver-
kündet. Auch wenn sich nicht alle Staaten bereit 
erklärten, diesen Schritt mitzutragen, wurden doch 
Zusagen in Höhe von 450 Mrd. USD dokumentiert 
(G20 Leaders Declaration 2012). Allein China steu-
ert 43 Mrd. USD bei; Indien, Brasilien und Russ-
land haben erklärt, sich mit jeweils 10 Mrd. USD 
beteiligen zu wollen. Die EU-Länder übernehmen 
insgesamt über 190 Mrd. USD.1 Die USA haben sich 
zunächst gegen eine Aufstockung des Krisenfonds 
ausgesprochen.
Koordinationsforen wie die G20 haben für die 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, 
Südafrika) an Bedeutung gewonnen. Ursprüng-
lich im Jahr 1999 als Reaktion auf die Finanz-
krise in  Asien als Treffen der Finanzminister ins 
Leben gerufen, ist dieses Treffen seit 2008 zu einem 
Forum der Staats- und Regierungschefs erweitert 
worden. Vor dem Hintergrund der euro-atlanti-
schen Banken- und Finanzkrise hat sich damit ein 
neues transnationales Steuerungs- und Koordina-
tionsgremium etabliert, das in einem gewissen 
Konkurrenzverhältnis zu den G8-Gipfeln steht. 
Die Medienberichterstattung zum G20-Gipfel 
richtete ihr Augenmerk insbesondere auf die Rol-
le der USA und der VR China (G2). Einzelne Sze-
narien gehen davon aus, dass diese beiden Staa-
ten die globale Finanzordnung der Zukunft maß-
geblich konzipieren und kontrollieren werden 
und dass sich die G2 als neue Achse der Weltord-
nungspolitik durchsetzen könnte. Andere wieder-
um betonen die normativen Divergenzen zwischen 
den USA und der VR China und sehen die Gefahr, 
dass Abstimmungen zwischen den beiden Mäch-
ten durch Wertekonflikte erschwert werden könn-
1 Vgl. die tabellarische Aufschlüsselung nach Ländern in den Inter-
netseiten des IWF: <www.imf.org/external/np/sec/pr/2012/pr12231.
htm> (28. Juni 2012).
ten. Auch wenn die Systemdifferenzen nicht zu 
übersehen sind, bezogen die USA und die VR Chi-
na in Los Cabos doch in einer Frage gemeinsam 
Position: Die Europäer wurden ermahnt, entschie-
dene Schritte zur Eindämmung der Bankenkrise 
einzuleiten.
Die VR China hat ein besonders großes Interes-
se an der Stabilität der Eurozone, denn seit das US-
Bankensystem in die Krise getaumelt war, hat sie 
einen Teil ihrer Devisenreserven sicherheitshalber 
in Euro angelegt. Durch das Übergreifen der Krise 
auf Europa ergibt sich für China nun ein doppelter 
Interventionszwang; sie sieht sich genötigt, Maß-
nahmen zur Stabilisierung des amerikanischen wie 
auch des europäischen Währungs- und Finanzsys-
tems zuzustimmen und systembewahrend einzu-
greifen. 
Die USA und die EU sind die weltweit wich-
tigsten Absatzmärkte für die VR China. Eine Desta-
bilisierung dieser Märkte und eine Zuspitzung der 
Finanzkrise würden sich unmittelbar auf das chine-
sische Wirtschaftswachstum niederschlagen. Schon 
im Juni 2008 hatte die chinesische Regierung auf die 
sich abzeichnenden Krisenentwicklungen alarmiert 
reagiert und mit der Konzep tion einer möglichen 
Krisenmanagementstrategie begonnen. Im Novem-
ber 2008 verabschiedete der chinesische Staatsrat 
schließlich ein Finanzpaket zur Stützung der Wirt-
schaft in Höhe von 4 Billionen Yuan (damals fast 
600 Mrd. USD). 
Dass die VR China sehr viel früher als die euro-
päischen Staaten auf die Krisenanzeichen reagierte 
– erste Maßnahmen zur Stützung der chinesischen 
Wirtschaft wurden noch vor dem Zusammenbruch 
von Lehman  Brothers diskutiert –, verdeutlicht die 
zentrale Bedeutung, die der ökonomischen Stabili-
tät in der politischen Strategie der VR China zuge-
schrieben wird. Ein langfristiges und stabiles Wirt-
schaftswachstum zählt zu den Grundpfeilern der 
effizienzgestützten Legitimität der KPCh-Regie-
rung. Der Rück gang des Außenhandels und die 
Schwächung der Absatzmärkte für chinesische 
Produkte implizierten somit nicht allein einen Ein-
bruch in der chinesischen Handelsbilanz, sondern 
stellten eine existenzielle Bedrohung für den Fort-
bestand des politischen Systems der VR China dar. 
Vor diesem Hintergrund hat die Regierung 
Schritte zur Stärkung der Binnennachfrage einge-
leitet. Diese reichen jedoch nicht aus, um die Export-
abhängigkeit der chinesischen Wirtschaft und die 
damit verbundene Verwundbarkeit des Systems 
abzupuffern. Insofern ist es wenig erstaunlich, dass 
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der chinesische Staatspräsident Hu Jintao in sei-
ner G20-Rede Stabilität und Wachstum als Kern-
ziele der internationalen Finanz- und Wirtschafts-
koordination identifizierte. Zusätzlich aber brach-
te er wiederholt die Forderung nach mehr Stimm-
rechten für Entwicklungs- und Schwellenländer 
vor (Xinhua, 19. Juni 2012). Die VR China tritt als 
Fürsprecherin dieser Staatengruppe auf und stellt 
offiziell keine individuellen Forderungen. 
Auch wenn am Rande des Gipfeltreffens bilate-
rale Gespräche stattfanden – so unter anderem zwi-
schen der deutschen Bundeskanzlerin und dem chi-
nesischen Staatspräsidenten –, lässt das Bekennt-
nis der chinesischen Regierung zu den G20-Gip-
feln doch deutlich erkennen, dass sich ihr Interes-
se auf multilaterale und internationale Regelungs-
systeme verlagert hat. Denn nur im Rahmen die-
ser Strukturen können Organisation und Interak-
tionsprinzipien des internationalen Systems neu 
ausgehandelt und dann auch entsprechende Ver-
änderungen der bilateralen Beziehungen erreicht 
werden; demgegenüber können in bilateralen Ver-
handlungen getroffene Vereinbarungen nicht ein-
fach auf internationale und globale Politikfelder 
übertragen werden. 
Chinesische Positionen
Chinas Stellungnahmen zur internationalen Ban-
kenkrise schwanken zwischen Kritik an den beste-
henden Strukturen und Zusagen, diese durch koo-
peratives Verhalten zu stabilisieren. 
Nicht immer kommt der Aufstieg der VR China 
zu einem neuen Gravitationszentrum der Weltpoli-
tik auf Samtpfoten daher: Im Jahr 2009 forderte der 
Leiter der Chinesischen Nationalbank, Zhou Xiao-
chuan, die Ablösung des US-Dollars als internati-
onale Leitwährung und die Einführung einer sup-
ranationalen Reservewährung (Zhou 2009). Diese 
Forderung wurde schließlich auch in der gemein-
samen Erklärung der BRIC-Staaten verankert, die 
im Juni 2009 in Jekaterinburg erstmals ein Gipfel-
treffen abhielten.
Auf dem „Sommer-Davos“-Treffen2 2011 im 
chinesischen Dalian wiederum betonte der chi-
2 Organisator dieser Treffen ist das World Economic Forum 
(WEF), eine in der Schweiz ansässige Stiftung. Zusätzlich zu 
den jährlich in Davos stattfindenden Jahrestreffen, bei denen 
Politiker, Unternehmer und Journalisten gemeinsam über 
aktuelle Herausforderungen diskutieren, veranstaltet das WEF 
seit 2007 in China die „Annual Meetings of the New Champi-
ons“ („Sommer-Davos“). 
nesische Premierminister, China sei bereit, „eine 
helfende Hand auszustrecken“ und den USA wie 
auch Europa bei der Bewältigung der Krise bei-
zustehen. Im Gegenzug jedoch wurden „mutige 
Schritte“ der Europäer erwartet, allen voran die 
Anerkennung der VR China als Marktwirtschaft 
(Xinhua, 14. September 2011). Laut Beitrittsproto-
koll zur WTO hat China bis 2016 den Status einer 
Nicht-Marktwirtschaft; eine frühere Anerkennung 
als Marktwirtschaft durch einzelne Staaten oder 
Staatengruppen ist grundsätzlich möglich und 
hätte vor allem symbolische Bedeutung.3 Von den 
USA forderte die VR China eine stärkere Öffnung 
der Märkte, die es der chinesischen Seite ermögli-
chen würde, direkt in Unternehmen und nicht nur 
in US-Staatsanleihen zu investieren. Die chinesi-
sche Führung strebt eine Win-Win-Situation an und 
verfolgt die Strategie, ihre Devisenreserven nicht 
im Europäischen Rettungsschirm oder in amerika-
nischen Staatsanleihen zu binden, sondern durch 
gezielte Investitionen Zugang zu westlicher Hoch-
technologie zu gewinnen.
Zu beachten ist auch der terminologische Wan-
del in den Erklärungen der VR China auf den Welt-
wirtschaftsforen in Davos: Im Jahr 2011 hieß es, 
die Staaten sollten „ihr Haus in Ordnung brin-
gen“. Bezeichnenderweise wird hier eine Formel 
als globale Orientierungsvorgabe gewählt, wel-
che die (Außen-)Politik der noch jungen VR China 
nach 1949 geprägt hat. Dies illustriert erneut, dass 
China seit dem Ausbruch der globalen Finanzkri-
se ein deutlich selbstbewussteres Auftreten zeleb-
riert und implizit die Position vertritt, die krisen-
geschüttelten europäischen und amerikanischen 
Wirtschaftssysteme könnten durchaus vom chine-
sischen Modell lernen. 
Das Weltwirtschaftsforum in Davos im Janu-
ar 2012 stand unter dem Motto „Der große Wan-
del: Neue Modelle gestalten“ (World Economic 
Forum 2012). Die Gespräche kreisten allerdings 
weniger um die künftige Ausgestaltung von Glo-
bal Governance, sondern vielmehr um die Frage, wie 
die „alten“ Probleme der USA und der Eurozone 
gelöst werden könnten. Die internationale Staaten-
gemeinschaft forderte die chinesische Regierung 
3 Aus Sicht der VR China sind die sino-europäischen Bezie-
hungen von Asymmetrien geprägt. Zu diesen zählen das wei-
terhin bestehende Waffenembargo sowie die erneut bekräftig-
te Ablehnung, China als Marktwirtschaft anzuerkennen. Wie 
die VR China in ihrem „Strategiepapier zu den Beziehungen 
zwischen China und der EU“ (2003) unterstrichen hat, kann 
eine Intensivierung der bilateralen Beziehungen nur erfolgen, 
wenn die symbolischen Asymmetrien ausbalanciert werden.
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erneut auf, international mehr Verantwortung 
zu übernehmen und stärker zur Lösung globaler 
Herausforderungen beizutragen. Diese aus der 
euro-atlantischen Perspektive formulierte Erwar-
tungshaltung beruht darauf, dass die VR China 
aufgrund ihres seit Jahren atemberaubenden Wirt-
schaftswachstums nicht länger als rückständiger 
sozialistischer Staat, sondern als aufsteigende 
Wirtschaftsmacht gesehen wird (Kappel 2011). 
Diese verbreitete Auffassung blendet die sozio-
ökonomischen Spannungen und weiterbestehen-
den Entwicklungsdichotomien zwischen Stadt und 
Land, Küstenprovinzen und entlegenen Westge-
bieten allerdings weitgehend aus. 
Das hybride Selbstbild Chinas, „Entwicklungs-
land“ und gleichzeitig „aufsteigender sozialis-
tischer Staat“ zu sein, führt dazu, dass die Forde-
rungen der internationalen Gemeinschaft dort nur 
sehr bedingt als gerechtfertigt angesehen werden. 
Dies verdeutlichten auch individuelle Reaktionen 
chinesischer Banker und Politiker auf dem Davos-
Gipfel 2012. Immer wieder verwiesen sie darauf, 
dass die VR China zwar über hohe Devisenreser-
ven verfüge, jedoch einen sehr viel geringeren 
Anteil an der Weltwirtschaft habe als die USA 
oder auch Europa. Chinas Ziel könne nicht darin 
bestehen, die Misswirtschaft des euro-atlantischen 
Raumes aufzufangen und die reichen Industrie-
länder unter Zurückstellung chinesischer Interes-
sen auf ihrem hohen Niveau zu stabilisieren. Viel-
mehr müsse China zunächst einmal die eigenen 
sozio-ökonomischen Spannungen und Herausfor-
derungen überwinden (Sohu, 11. Juni 2012). 
Legitimitätsdilemma internationaler und 
globaler Regulationsmechanismen
Im Zuge der Banken- und Finanzkrise haben die 
BRICS-Staaten in ihren gemeinsamen Erklärungen 
die Legitimität der bestehenden internationalen 
Regelsysteme hinterfragt. Nicht zuletzt vonsei-
ten der Staaten der Gruppe 77 (Entwicklungslän-
der), die an der Ausarbeitung der existierenden 
Regulationsmechanismen nicht originär beteiligt 
waren und die schon früher für eine Neue Welt-
wirtschaftsordnung (NWWO) plädierten, regt sich 
Widerspruch gegen das von den USA und Europa 
dominierte Bretton-Woods-System. Ende 2010 hat-
ten sich die G20-Finanzminister schließlich nach 
langen Verhandlungen auf eine Reform des IWF 
geeinigt: Die Quoten im IWF – und damit ver-
bunden auch der Anteil an Stimmrechten – sollen 
zugunsten der Schwellenländer umverteilt wer-
den. Nach diesem Reformplan würde die VR Chi-
na mit knapp 6,1 Prozent der Stimmrechte etwa 
gleich auf mit Japan direkt hinter den USA liegen, 
die 16,5 Prozent der Stimmrechte hätten (IWF 2010, 
Table A1). Die europäischen Staaten sollen zusätz-
lich zur Übertragung von Stimmanteilen auch zwei 
ihrer Sitze im IWF-Führungsgremium an die soge-
nannten Schwellenländer abtreten. Auch wenn die-
ser Umverteilungsplan ein erstes Eingeständnis 
der etablierten Industriestaaten hinsichtlich des 
Bedeutungsgewinns der aufsteigenden Staaten 
darstellt, werden letztere doch weiterhin benach-
teiligt: Obwohl die Wirtschaftsleistung der VR Chi-
na etwa halb so groß ist wie die der USA, würde 
sie nach Umsetzung der Reformen doch nur über 
gut ein Drittel der Stimmanteile der USA verfügen.
Der aus Sicht der BRICS-Staaten nur sehr ein-
geschränkte Erfolg bei den Reformverhandlungen 
wird zusätzlich dadurch relativiert, dass einige der 
Industriestaaten zögerten, die für die Implemen-
tierung der IWF-Reformen notwendigen Schritte 
einzuleiten. Auf den IWF-Treffen 2011 und 2012 
machten die Vertreter der BRICS-Staaten daher 
noch einmal deutlich, dass sie als Gegenleistung 
für die Aufstockung der IWF-Mittel eine Einhal-
tung der vereinbarten Reformpläne erwarten; sie 
mussten sich aber zunächst mit formalen Absichts-
erklärungen zufriedengeben.
Mit der Forderung nach Besetzung der Führungs-
posten durch Vertreter nicht-westlicher Schwellen- 
und Entwicklungsländer waren die BRICS-Staaten 
noch weniger erfolgreich. In den Führungsgremien 
der Bretton-Woods-Institutio nen besteht weiterhin 
eine Art inoffizielles Gleichgewicht zwischen den 
USA und Europa. Während die Weltbank traditio-
nell unter amerikanischer Leitung steht, wird die 
Spitze des IWF stets mit einem europäischen Kan-
didaten besetzt. Da die USA in der Weltbank auf-
grund ihrer relativen Stimmenmehrheit de facto 
ein Vetorecht haben, ist ein Kurswechsel nicht zu 
erwarten. Zudem haben die BRICS-Staaten bis-
lang keinen gemeinsamen Kandidaten vorge-
schlagen, sondern sich noch gegenseitig Konkur-
renz gemacht. 
Chinesische Global-Governance-Modelle?
Über die Regelung von Quoten und Stimmrechten 
hinaus hat sich die VR China in den vergangenen 
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Jahren auch mit abstrakten Modellbildungen zu 
Fragen der Weltordnung zu Wort gemeldet. In 
Weiterführung des auf dem 4. Plenum des 16. Zen-
tralkomitees debattierten Konzepts der „Harmoni-
schen Gesellschaft“ legte der chinesische Präsident 
Hu Jintao anlässlich des 60. Jahrestages der Ver-
einten Nationen (UN) mit dem Konzept der „Har-
monischen Welt“ einen chinesischen Entwurf zum 
globalen Regieren vor. Dieses perpetuiert Grund-
prinzipien der Westfälischen Ordnung, erweitert 
diese aber auch um neue Elemente: Danach besteht 
die „Harmonische Welt“ aus einer Vielzahl souve-
räner und prinzipiell gleichberechtigter National-
staaten, die sich hinsichtlich ihrer politischen Sys-
teme und kulturell-zivilisatorischen Grundlagen 
voneinander unterscheiden. Interaktionen zielen 
nicht auf eine Angleichung aller Staaten an eine 
gemeinsame (demokratisch-liberale) Struktur ab, 
vielmehr wird die Diversität der staatlichen Akteu-
re als unveränderbare Grundlage des globalen Sys-
tems angesehen (Chan, Lee und Chan 2008: 14).
Auf einer sehr viel abstrakteren Ebene hat Zhao 
Tingyang, der an der Chinesischen Akademie für 
Sozialwissenschaften in Peking forscht, mit seiner 
Neuauflage der sinozentristischen Weltordnung, 
des Tianxia-Modells, als globales Ordnungskon-
zept heftige Kontroversen angestoßen (Zhao 2005). 
Der selektive Rückgriff auf Elemente der chine-
sischen Staatsphilosophie und deren Anpassung an 
politische Strukturen der Gegenwart illustriert das 
Dilemma, in welchem sich China seit dem ersten 
Aufeinandertreffen mit westlichen Systemvorstel-
lungen Mitte des 19. Jahrhunderts konfrontiert 
sieht, der Frage nämlich, inwieweit eine Anpas-
sung an westliche Standards angestrebt werden 
soll oder ob der Weg der Sinisierung und Indigeni-
sierung globaler Entwicklungsmodelle, verstanden 
als Ableitung von Normen und Werten aus dem 
jeweiligen historisch-kulturellen Hintergrund, am 
ehesten zu einer erfolgreichen Verwirklichung der 
chinesischen Interessen beitragen kann.
Chinas Haltung zu Fragen der Global Govern-
ance steht im Spannungsfeld von Anspruch und 
Wirklichkeit. Auch wenn die chinesische Führung 
beklagt, die internationalen Strukturen entsprä-
chen den strategischen Zielen einer kleinen Inte-
ressengemeinschaft westlicher Industriestaaten 
unter Führung der USA, hat sich die VR China 
bislang doch in eben diese Strukturen eingeglie-
dert. Nach dem Ende der Isolationsphase und dem 
Wiedereintritt in die internationale Politik in der 
post-maoistischen Ära zeichnete sich zunächst eine 
Annäherung an die bestehenden globalen Normen 
ab (Chan 2006). Erst mit der Krise des internatio-
nalen Systems und der Notwendigkeit, globale 
Lösungen zu finden, die über die bisherigen Ver-
regelungs- und Verrechtlichungsmodelle hinaus-
gehen, ergibt sich die Möglichkeit einer Neuaus-
handlung der normativen Grundlagen und Inter-
aktionsprinzipien internationaler und globaler 
Politik. China sieht sich nicht länger nur als Teil-
nehmer, sondern als Mitgestalter internationaler 
Regelwerke (People’s Daily, 21. Juni 2011). 
Die Entstehung einer G2-Weltordnung, über die 
in den letzten Monaten vermehrt spekuliert wur-
de, wäre jedoch mit den strategischen Grundla-
gen der chinesischen Außenpolitik unvereinbar. 
Zwar impliziert das G2-Modell die Anerkennung 
der VR China als ebenbürtigen Partner und somit 
eine Aufwertung ihres internationalen Status, doch 
würde eine G2-Ordnung für China zugleich das 
Ende des strategischen Schulterschlusses mit den 
Entwicklungsländern bedeuten. Die USA, gegen 
die sich die VR China abzugrenzen sucht, wären 
in einem G2-Modell nicht nur Konkurrent, sondern 
auch strategischer Kooperationspartner in interna-
tionalen und globalen Fragen. Dies aber stünde in 
unmittelbarem Widerspruch zum axiomatischen 
Prinzip der Multipolarität, dem sich die VR Chi-
na offiziell verschrieben hat. Bipolare Ordnungen 
wie die G2 gelten in chinesischen Betrachtungen 
zur Weltpolitik als konfliktgeladen, wie mit Ver-
weis auf die machtpolitische Konkurrenz der bei-
den Lager USA und Sowjetunion während des 
Kalten Krieges illustriert wird. Im Endeffekt wür-
den beide Machtzentren eines bipolaren Systems 
nach Hegemonie streben, folglich nach Unipolari-
tät. Unipolare Strukturen jedoch werden als zwar 
zeitweise stabile, nicht aber legitime Formen der 
Machtausübung im internationalen Kontext ange-
sehen, da sie die Norm eines einzelnen Staates zur 
universellen Richtlinie erheben. 
Als Erweiterung der von der chinesischen 
Regierung weiterhin offiziell als Ideal angestreb-
ten Multipolarität diskutieren chinesische Poli-
tikwissenschaftler gegenwärtig die Option einer 
internationalen Ordnung, die auf der Kooperati-
on zwischen den Großmächten beruht, jedoch auch 
die kleineren Staaten einbezieht (Ye 2004: 69-71). 
Damit wird das Konzept der Multipolarität durch 
die Vorstellung einer globalen Machtkoordination 
ergänzt (Wang 2009: 106).
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Neue alte Herausforderungen
Die Spekulationen über eine G2-Weltordnung 
greifen indirekt die Debatte über den Antagonis-
mus von Washington Consensus und Beijing Consen-
sus auf. Während unter dem ersteren Begriff ein 
Modell konditionaler normativer Außenpolitik 
subsumiert wird, gilt letzterer als Oberbegriff für 
Chinas Außenhandelsstrategie als Gegenmodell 
zum westlichen Wertesystem. Der Begriff Beijing 
Consensus stammt allerdings nicht aus China selbst, 
sondern wurde von einem Londoner Think Tank 
in die internationale Debatte eingebracht (Ramo 
2004); damit werden Ängste und Unsicherheiten 
auf ein Gegenmodell zum Westen projiziert. Dies 
jedoch verstellt den Blick auf die trotz aller Diffe-
renzen existierenden gemeinsamen Interessen des 
Westens und Chinas und damit die Möglichkeiten 
zu kooperativen Problemlösungen.
Die Banken- und Finanzkrise hat keine Zeiten-
wende in der internationalen Politik eingeleitet, 
sondern lediglich die sich seit längerer Zeit voll-
ziehenden Veränderungen im globalen Machtgefü-
ge sichtbar gemacht. Bislang sahen sich insbeson-
dere nicht-westliche, autoritäre Staaten dem inter-
nationalen Druck ausgesetzt, ihr Abweichen vom 
europäisch-atlantischen Normmodell zu rechtfer-
tigen. Nun stehen die alten Industriestaaten ihrer-
seits unter Rechtfertigungsdruck. War es zuvor 
China, das den Besorgnissen, die mit dem chine-
sischen Wirtschaftsboom entstanden waren, mit 
selbsterklärten Verpflichtungen zur Kooperation 
entgegenzuwirken suchte, ist nun Europa darum 
bemüht, die negativen Schlagzeilen durch „posi-
tive“ Signale zu neutralisieren.
Die EU ist gegenwärtig in einer Debatte gefan-
gen, die nicht allein ihre Zukunft, sondern auch 
die rückblickende kritische Auseinandersetzung 
mit dem europäischen Integrationsprozess zum 
Inhalt hat. Es zeigt sich, dass ein ökonomisches 
Zusammenwachsen ohne hinreichende politische 
Regularien und Institutionen ein Modell ist, das 
sich nur für Schönwetterperioden eignet. Der Euro-
Rettungsschirm soll es der EU ermöglichen, das 
Krisenunwetter durchzustehen – die grundsätz-
lichen Probleme sind damit aber noch nicht gelöst. 
Ähnlich wie nach dem Umbruch 1989 (Revo-
lutionen in Mittel- und Osteuropa; Fall der Mau-
er in Berlin) sind auch nach 2008 die bis dato vor-
herrschenden Vorstellungen zum inter nationalen 
System und seinen grundlegenden Machtrelationen 
erschüttert worden. Zweifelsohne haben sich die 
globalen Kräfteverhältnisse verschoben. Doch 
bedeutet dies noch lange nicht automatisch das 
Ende der bestehenden internationalen Institutio-
nen und Regelsysteme. Zu erwarten ist zunächst 
nur eine Umverteilung von IWF-Stimmrechten 
im Tausch gegen die Übernahme weiterer Pflich-
ten und größerer Verantwortung, jedoch kein Auf-
bau von „Alternativstrukturen“. Es gilt allerdings 
grundsätzlich, die hergebrachten Ordnungsvor-
stellungen einem kritischen Abgleich mit der ver-
änderten politischen Realität zu unterziehen sowie 
die Positionen und strategischen Interessen Euro-
pas, der USA und insbesondere auch Chinas neu 
zu bestimmen.
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